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23. Schulbegleitung weiterentwickeln, um steigenden Be-
darfen zu begegnen und Ausgabenanstieg zu bremsen  
 

Die Ausgaben für Schulbegleitung sind seit 2015 um mehr als 
400 % gestiegen. Wurden 2015 noch 39 Mio. € ausgegeben,  
waren es 2024 bereits 198 Mio. €. Besonders deutlich fiel der  
Anstieg von 2023 auf 2024 mit einer Ausgabensteigerung von 
47 Mio. € aus. Ursächlich für den Ausgabenanstieg ist vor allem 
die immense Zunahme der Leistungsberechtigten. 
 
Insgesamt wurde die Schulbegleitung in den vergangenen Jah
ren rechtskreisübergreifend zu zwei Dritteln von den Kreisen, 
kreisfreien Städten und der Großen kreisangehörigen Stadt Nor
derstedt sowie zu einem Drittel vom Land finanziert. 
 
Um den Ausgabenanstieg zu bremsen, ist ein Umsteuern weg 
von Einzelfallhilfen hin zur strukturellen Stärkung der Schulen 
erforderlich. Dies sollte durch die flächendeckende Einführung 
und den Ausbau von Poolmodellen erfolgen. 
 
Für eine gute Zusammenarbeit in der Schule ist es wichtig, dass 
die Zuständigkeit für alle dort tätigen Berufsgruppen in einer 
Hand liegt. Daher sollte auch der Bereich der Teilhabe an Bil
dung perspektivisch in den Zuständigkeitsbereich des Systems 
Schule wechseln. 

 
23.1 Ausgangslage 

 
Schulbegleitung ist eine Leistung der Eingliederungshilfe für Schüler mit 
einer Behinderung, deren Teilhabe an Bildung durch diese Behinderung 
beeinträchtigt ist. Ziel der Schulbegleitung ist, ihre Teilhabebeeinträchti
gungen auszugleichen und so eine volle, wirksame und gleichberechtigte 
Teilhabe an Bildung zu ermöglichen.1 
 
Es existieren 2 Rechtsgrundlagen für einen Anspruch auf Schulbegleitung. 
Unterschieden wird nach der Art der Behinderung:  
• Für Kinder und Jugendliche mit einer seelischen Behinderung kommt 

eine Schulbegleitung nach dem SGB VIII in Betracht.2 Zuständig hierfür 

 
1  § 90 Abs. 1 S. 1 i. V m. § 102 Abs. 1 Nr.3 Sozialgesetzbuch Neuntes Buch - Rehabili-

tation und Teilhabe von Menschen mit Behinderungen (SGB IX) vom 23.12.2016, BGBl. I 
S. 3234, zuletzt geändert durch Art. 13 des Gesetzes vom 16.01.2026, BGBl. I 
2026 Nr. 14. 

2  § 35a Sozialgesetzbuch Achtes Buch - Kinder- und Jugendhilfe (SGB VIII), neugefasst 
durch Bekanntmachung vom 11.09.2012, BGBl. I S. 2022, zuletzt geändert durch Art. 1 
des Gesetzes vom 29.03.2026, BGBl. I 2026 Nr. 85. 
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sind die Kreise und kreisfreien Städte sowie die Große kreisangehörige 
Stadt Norderstedt als örtliche Träger der Jugendhilfe.1  

• Für Kinder und Jugendliche mit einer geistigen oder körperlichen Be
hinderung und im Falle von Mehrfachbehinderungen ist die Bewilligung 
einer Schulbegleitung nach dem SGB IX möglich.2  Zuständig dafür 
sind die Kreise und kreisfreien Städte als Träger der Eingliederungs-
hilfe.3 

 
Bei der Schulbegleitung handelt es sich grundsätzlich um einen Individual-
anspruch, der auf Antrag der Sorgeberechtigten und bei nachgewiesener 
Behinderung sowie Feststellung eines Teilhabebedarfs durch den örtlichen 
Träger bewilligt wird. Individualanspruch bedeutet dabei nicht, dass es  
einen Anspruch auf eine Eins-zu-eins-Betreuung gibt, sondern dass der 
Bedarf individuell ermittelt und durch geeignete Maßnahmen gedeckt wird. 
Das kann beispielsweise auch dadurch erfolgen, dass eine Schulbeglei
tung 2 Kinder unterstützt. Um eine höhere Wirksamkeit der eingesetzten 
Mittel zu erzielen, haben sich 9 der 16 örtlichen Träger dafür entschieden, 
sogenannte Poolmodelle einzuführen. Bei diesen werden die Leistungen 
nicht als Einzelfallhilfen erbracht, sondern den Schulen Stundenkontin-
gente an Schulbegleitung als systemische Unterstützung zur Verfügung 
gestellt. Hierdurch sollen die Bedarfe der Schüler mit Behinderungen ge
deckt werden, damit Einzelfallhilfen nicht mehr in dem Maße notwendig 
sind.  
 
Sowohl die Kommunen als auch das Land bemühen sich um eine Weiter
entwicklung der Schulbegleitung. Dieser Prozess ist in den letzten Jahren 
jedoch immer wieder ins Stocken geraten. Grund hierfür war nicht nur, 
dass eine Einigung zwischen den Kommunen und dem Land nicht zu er
zielen war. Es war auch immer wieder eine Abstimmung zwischen dem 
Sozial- und dem Bildungsministerium erforderlich, die Zeit in Anspruch 
nimmt und auch nicht immer in einer Einigung mündete. In der Folge hat 
sich in Schleswig-Holstein ein Flickenteppich an Bewilligungspraxen ent
wickelt. Jeder Träger hat eigene Prozesse zur Bewilligung und eigene  
Modelle zur Bedarfsdeckung installiert, sodass die Leistungen voneinan
der abweichen. 
 

 
1  § 47 Abs. 1 S. 1 Erstes Gesetz zur Ausführung des Kinder- und Jugendhilfegesetzes 

(Jugendförderungsgesetz - JuFöG) vom 05.02.1992, GVOBl. Schl.-H. S. 158, zuletzt ge
ändert durch Art. 1 des Gesetzes vom 29.04.2022, GVOBl. Schl.-H. S. 616. 

2  § 99 Abs. 1 i. V. m. §§ 75, 112 Satz 1 Nr. 1 SGB IX. 
3  § 1 Abs. 1 Gesetz zur Ausführung des Neunten Buches Sozialgesetzbuch (AG-SGB IX) 

vom 22.03.2018, GVOBl. Schl.-H. S 94, zuletzt geändert durch Art. 10 des Gesetzes vom 
29.01.2025, GVOBl. Schl.-H. 2025 Nr. 17.  
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23.2 Ausgaben in den vergangenen 10 Jahren um mehr als 400 % gestie
gen 
 
Die Ausgaben für die Schulbegleitung sind seit 2015 um mehr als 400 % 
gestiegen. Wurden 2015 noch 39 Mio. € ausgegeben, waren es 2024 
198 Mio. €. Dabei sind die Ausgaben im Bereich SGB VIII stärker gestie
gen als im Bereich SGB IX. Besonders deutlich sind die Ausgaben von 
2023 auf 2024 gestiegen. Allein in diesem einen Jahr lag die Ausgaben
steigerung bei 47 Mio. € oder 31 %. 
 
Setzt man die Ausgaben der einzelnen Kommunen ins Verhältnis zur 
Schülerzahl der öffentlichen und privaten allgemeinbildenden Schulen, 
zeigt sich eine auffällige Spannweite:  
 

Ausgaben der Kommunen für Schulbegleitung 2024 
im Verhältnis zur gesamten Schülerzahl 

Kreis /  
kreisfreie Stadt 

Ausgaben 
 

in € 

Schülerzahl  Ø Ausgaben je 
Schüler/Jahr 

in € 
RD-ECK 10.275.522 27.396 375 
PLÖ 5.718.978 12.327 464 
OD 13.729.655 28.584 480 
NF 8.573.741 16.344 525 
SE einschl. 
Norderstedt 

16.215.659* 30.399 533 

KI 13.193.849 24.693 534 
RZ 12.785.764 21.378 598 
HL 12.915.066 21.420 603 
SL-FL 14.386.663 19.800 727 
OH 15.590.555 18.837 828 
PI 30.714.269 36.495 842 
FL 10.464.358 12.408 843 
IZ 11.064.869 12.798 865 
NMS 9.394.029 10.161 925 
HEI 13.287.692 13.125 1.012 

Summe  
landesweit 198.310.669 306.165 648 

Tabelle 19: Ausgaben der Kommunen für Schulbegleitung 2024 im Verhältnis zur gesamten 
Schülerzahl 
Quelle: Abfrage bei den geprüften Kommunen und Berechnung des LRH sowie Statistisches 
Amt für Hamburg und Schleswig-Holstein, Verzeichnis der allgemeinbildenden Schulen in 
Schleswig-Holstein 2024/2025, Schüler aller öffentlichen und privaten allgemeinbildenden 
Schulen ohne Schüler Abendgymnasium und vom Förderzentrum inklusiv betreute Schüler 
* davon Ausgaben von 2.354.711 € der Großen kreisangehörigen Stadt Norderstedt  
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Mit Abstand die höchsten Ausgaben je Schüler hatte 2024 der Kreis Dith
marschen mit 1.012 €. Die niedrigsten Ausgaben je Schüler hatten die 
Kreise Rendsburg-Eckernförde mit 375 €, Plön mit 464 € und Stormarn mit 
480 €. Der Durchschnitt der Ausgaben lag bei 648 € je Schüler einer all
gemeinbildenden Schule.  
 
Das Sozialministerium und das Bildungsministerium verfügen bis heute 
nicht über eine aussagekräftige Datengrundlage zu den Ausgaben zur 
Schulbegleitung. Der LRH hält es daher für erforderlich, dass dies bei
spielsweise im Rahmen des Gutachtens zur Kostenentwicklung in der Ein
gliederungshilfe nachgeholt und in der Folge verstetigt wird. 
 

23.3 Wie wird die Schulbegleitung finanziert?  
 
Finanziert wird die Schulbegleitung von den Kreisen und kreisfreien Städ
ten sowie der Großen kreisangehörigen Stadt Norderstedt als Träger der 
Jugendhilfe und der Eingliederungshilfe. Im Bereich des SGB IX refinan
ziert das Land den Kommunen den Großteil der Ausgaben über das Aus
führungsgesetz zum SGB IX.1 Im Bereich des SGB VIII findet eine solche 
Refinanzierung nicht statt. 
 
Im Ergebnis wurden die Ausgaben für die Schulbegleitung 2021 bis 2024 
im landesweiten Durchschnitt zu rund zwei Dritteln von den Kommunen 
und zu rund einem Drittel vom Land getragen.  
 

Finanzierung der Ausgaben der Schulbegleitung 

Jahr Ausgaben 
SGB VIII 

 
in € 

Ausgaben 
SGB IX 

 
in € 

Anteil an den 
Gesamt-

ausgaben  
in % 

100 %  
Kommunen 

Land in 
%* 

Kommu
nen 

in  
%  

Land Kom
mu
nen 

2021 62.760.602 33.836.243 85,1 5.924.270 14,9 33 67 

2022 75.893.208 39.600.320 85,3 6.831.999 14,7 32 68 

2023 92.538.899 50.733.654 86,4 7.988.134 13,6 34 66 

2024 122.259.630 66.591.901 87,6 9.459.137 12,4 34 66 
Tabelle 20: Finanzierung der Ausgaben der Schulbegleitung 
Quelle: Abfrage und Berechnung des LRH 
* den Kommunen vom Land erstattet inkl. Mehrbelastungsausgleich 

 

 
1  § 9 AG-SGB IX sowie Titel 1005.04.633 06 - Erstattungen der Kosten der Eingliede

rungshilfe. 
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Zudem beteiligt sich das Land seit dem Schuljahr 2014/15 an der Finan
zierung der Schulbegleitung durch die Gewährung von sogenannten 
„Moratoriums-Mitteln“. 2015 wurde ein Festbetrag von 5,21 Mio. € verein
bart, der sich ab dem Schuljahr 2016/17 jährlich um 10 % erhöhte.  
Zwischenzeitlich sind die Moratoriums-Mittel bis 2025 auf 13,5 Mio. € auf
gewachsen.1  
 
Hintergrund dieser Zahlungen war, dass das schleswig-holsteinische Lan
dessozialgericht 2014 den Beschluss fasste, dass Bedarfe für Teilhabe an 
Bildung für Kinder mit Behinderungen im pädagogischen Kernbereich 
durch die Schulen und nicht durch die Eingliederungshilfe zu decken sind.2 
Kostenträger für Maßnahmen der Inklusion, die diesen Kernbereich betref
fen, seien mithin nicht die Kommunen. In der Vereinbarung sagte das 
Land zu, den Kreisen und kreisfreien Städten einen finanziellen Ausgleich 
dafür zu leisten, dass diese auch weiterhin für Schüler mit Behinderung 
Hilfen gewähren, die dem Kernbereich zuzuordnen sind.  
 
Im Zuge des Moratoriums wurden auch Schulische Assistenzen an Grund
schulen eingeführt, die neben anderen Aufgaben auch die Teilhabe der 
Schüler mit Behinderung verbessern sollten. Im Schuljahr 2023/2024  
finanzierte das Land 300,7 Schulische Assistenzen (in Vollzeitäquivalen
ten) an Grundschulen und stellte hierfür rund 18,2 Mio. € bereit. Diese 
300,7 Schulischen Assistenzen stehen 5.052 Grundschulklassen gegen
über. 
 

23.4 Deutlich steigende Fallzahlen ursächlich für den Ausgabenanstieg  
 
Ursächlich für den Ausgabenanstieg ist vor allem die Zunahme der Schü
ler, die eine Unterstützung durch eine Schulbegleitung benötigen. Eine 
genaue Erhebung der Fallzahlen war aufgrund der Poolmodelle nicht mög
lich.  
 
Festzustellen ist aber, dass 2015 3.016 Schüler eine Schulbegleitung er
hielten. 2024 hatten rund 8.200 Schüler eine Schulbegleitung als Einzel
fallhilfe oder über ein Poolmodell. Zusätzlich bestanden an 80 Schulen 
Poolmodelle, bei denen die gedeckten Bedarfe aber nicht erfasst wurden. 
Die Auswertung der von den Kommunen mitgeteilten Zahlen zeigte, dass 
die Steigerung der Fallzahlen 2021 bis 2024 landesweit geschätzt bei 
mindestens 60 % liegen könnte. 
 

 
1  Titel 10 05.00.633 05 - Erstattung von Ausgaben der örtlichen Träger der Sozial- und  

Jugendhilfe zum angemessenen Schulbesuch. 
2  Landessozialgericht Schleswig-Holstein (LSG), Beschluss vom 17.02.2014, 

L9 SO 222/13 B ER. 
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Der LRH hat von 11 Kommunen Fallzahlen für 2024 erhalten und diese ins 
Verhältnis zur Schülerzahl gesetzt. Es zeigte sich, dass der festgestellte 
Bedarf an Schulbegleitung deutlich differiert. Während bei den Kreisen 
Stormarn und Rendsburg-Eckernförde jeder neunundvierzigste Schüler ei
ne Schulbegleitung hatte, war es beim Kreis Nordfriesland rechnerisch je
der sechzehnte Schüler. 
 

Verhältnis Schulbegleitung zu Schülern 

Kreis/ 
Stadt 

Fälle Schüler Schulbegleitung 
1 zu 

OD 581 28.584 49 
RD-ECK 561 27.396 49 
PLÖ 272 12.327 45 
FL 303 12.408 41 
KI 623 24.693 40 
RZ 580 21.378 37 
IZ 437 12.798 29 
NMS 366 10.161 28 
PI 1.326 36.495 28 
HEI 545 13.125 24 
NF 994 16.344 16 
Mittelwert   35 

Tabelle 21: Verhältnis Schulbegleitung zu Schülern 
Quelle: Abfrage des LRH und Statistisches Amt für Hamburg und Schleswig-Holstein, 
Verzeichnis der allgemeinbildenden Schulen in Schleswig-Holstein, 2024/2025, Schüler aller 
öffentlichen und privaten allgemeinbildenden Schulen ohne Schüler Abendgymnasium und 
vom Förderzentrum inklusiv betreute Schüler 

 
Im Mittel hatte jeder fünfunddreißigste Schüler eine Schulbegleitung. Das 
sind 3 % der Schüler der oben genannten Kommunen. 2021 lag der Mit
telwert noch bei jedem siebenundfünfzigsten Schüler.  
 
Der LRH geht davon aus, dass sich der Fallzahlenanstieg unvermindert 
fortsetzen wird. Eine Steuerung der Fallzahlen ist innerhalb der Einzelfall
hilfen kaum möglich. Um den weiteren Kostenanstieg abzubremsen, ist es 
erforderlich, dass die Bedarfe in der überwiegenden Anzahl der Fälle nicht 
mehr im Wege einer Einzelfallhilfe, sondern strukturell gedeckt werden. 
 

23.5 Poolmodelle, um den steigenden Bedarfen zu begegnen 
 
2024 arbeiteten mehr als die Hälfte der Kreise und kreisfreien Städte in 
unterschiedlicher Ausprägung und Intensität an insgesamt 146 Pool-
schulen mit Poolmodellen oder erprobten dieses zumindest. 
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Abbildung 23: Anteil der Poolschulen an allen öffentlichen Grund-, Gemeinschaftsschulen 
und FÖZ mit exklusiven Schulen 
Quelle: Abfrage des LRH und Statistisches Amt für Hamburg und Schleswig-Holstein,  
Verzeichnis der allgemeinbildenden Schulen in Schleswig-Holstein 2024/2025 

 
Im Zuge der Poolmodelle werden die Poolschulen mit einem Kontingent an 
Schulbegleitungsstunden personell verstärkt. Ist der Bedarf durch den 
Pool ausreichend und in zumutbarer Weise gedeckt, besteht für den Schü
ler kein weitergehender Anspruch auf Eingliederungshilfe. Nur soweit ein 
individueller Bedarf durch das Poolmodell im Einzelfall nicht gedeckt wird, 
besteht ein ergänzender Anspruch des Leistungsberechtigten auf die Ge
währung einer Einzelfallhilfe. 
 
Aus Sicht des LRH haben die jeweiligen Kreise und kreisfreien Städte mit 
der Einführung der Pools an ihren Schulen eine gute Entscheidung getrof
fen. Eine Weiterentwicklung des bestehenden Systems und ein Abbrem
sen des immensen Anstiegs der Fallzahlen kann nur erfolgen, wenn neue 
Wege eingeschlagen werden. 
 
In den am Pool beteiligten Schulen werden die Vorteile genutzt: Die Unter
stützung der Poolmitarbeitenden kommt allen Schülern zu und kann flexib
ler gehandhabt werden. Schüler mit besonderem Bedarf werden nicht 
stigmatisiert oder ausgegrenzt und deren Selbstständigkeit und soziale In
tegration werden gefördert. Zudem entfällt regelmäßig das Antragserfor
dernis für die Eltern und es wird Verwaltungsaufwand bei den Kommunen 
für das Antrags-, Bedarfsprüfungs- und Bewilligungsverfahren eingespart. 
Teilweise könnten Diagnoseverfahren, die im Bereich SGB VIII vor der 
Bewilligung erforderlich und häufig mit langen Wartezeiten verbunden 
sind, entfallen. Schulbegleitungen können unbefristet eingestellt werden 
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und bei längerfristigen Arbeitsverhältnissen besteht die Möglichkeit, die 
Schulbegleitungen im Laufe der Tätigkeit weiter zu qualifizieren. Zudem 
sind Vertretungen besser zu regeln. Statt einer personengebundenen  
erfolgt eine situationsgerechte Unterstützung, die bereits zum Schuljahres-
beginn zur Verfügung steht. Auf Grundlage dieser Flexibilisierung ist es 
das Ziel der Poolmodelle, Synergieeffekte zu heben. Das System wird effi
zienter, weil mehr Schüler erreicht werden. Zugleich wirkt es einer Über
deckung von Bedarfen entgegen, denn im Rahmen einer Einzelfallhilfe gibt 
es nicht die Möglichkeit, dass die Schulbegleitung anderweitig eingesetzt 
wird, wenn der zugewiesene Schüler gerade keinen Bedarf hat. 
 
Andererseits kann genau der Mehrwert des Pools auch die Ausgaben  
erhöhen. Bei 3 der 4 vom LRH näher betrachteten Modelle führte das 
Poolmodell zu höheren Ausgaben pro Schüler gegenüber den Einzelfall-
hilfen. Dies war bei den Kreisen Schleswig-Flensburg und Ostholstein  
sowie der Stadt Flensburg der Fall. Bei der Stadt Lübeck hingegen war 
anhand der zur Verfügung gestellten Daten für 2024 festzustellen, dass 
die Kosten für die Einzelfallhilfen pro Schüler deutlich höher waren als die 
Kosten des Pools pro Schüler. 
 
Perspektivisch ist zu erwarten, dass die umfassendere Unterstützung von 
Schülern durch Pools den Anstieg von Einzelfall-Schulbegleitungen verrin
gert. Die Prüfung zeigte, dass die Gesamtausgaben für Schulbegleitung je 
Schüler pro Jahr bei Kommunen, die mit einem Poolmodell arbeiteten, teils 
höher und teils niedriger waren als der landesweite Durchschnitt. Es hängt 
von der Ausgestaltung des Poolmodells ab. So lagen die Gesamtaus-
gaben der Stadt Lübeck und des Kreises Nordfriesland, bei denen die 
Poolmodelle am längsten bestehen und am weitreichendsten sind, unter 
dem Durchschnitt der Kommunen. Die Ausgaben des Kreises Schleswig-
Flensburg waren nahezu durchschnittlich, während die Ausgaben der 
Kreise Ostholstein und der Stadt Flensburg deutlich über dem Durch
schnitt lagen. 
 
Zudem war festzustellen, dass die Fallzahlen und die Ausgaben je Fall bei 
den Kommunen, die die Unterstützungsbedarfe auch über ein Poolmodell 
deckten, im Durchschnitt weniger anstiegen als bei den Kommunen, die 
kein Poolmodell nutzten. Mit dem Pool hat eine Schule die Möglichkeit, 
bezüglich der Bedarfe der Schüler „vor die Welle“ zu gelangen. 
 

23.6 Exkurs: Schulbegleitung an Förderzentren 
 
Es gibt in Schleswig-Holstein 85 Förderzentren sowie 19 mit einer Grund- 
oder Gemeinschaftsschule verbundene Förderzentrumsteile. Zwei Drittel 
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der Schüler mit sonderpädagogischem Förderbedarf werden inklusiv an 
Regelschulen unterrichtet, ein Drittel exklusiv in einem Förderzentrum. 
 
Auch bei den exklusiv in einem Förderzentrum unterrichteten Schülern 
stieg die Zahl der Schulbegleitungen an. In den 7 vom LRH betrachteten 
Kreisen und kreisfreien Städten hatten 2021 504 Schüler eine Schulbeglei
tung, 2024 waren es 866 Schüler. Das heißt, auch die Förderzentren sind 
zunehmend nicht mehr in der Lage, eine Teilhabe an Bildung ohne Schul
begleitung sicherzustellen. Allerdings muss berücksichtigt werden, dass 
die absolute Anzahl der Schüler in den Regelschulen weitaus höher ist als 
an Förderzentren. Betrachtet man das Verhältnis der Schüler mit Schulbe
gleitung zu den Schülern mit sonderpädagogischem Förderbedarf, die in
klusiv in Regelschulen unterrichtet werden, zeigt sich, dass 2 von 3 inklu
siv unterrichteten Kindern eine Schulbegleitung erhalten, aber nur eines 
von 5 in Förderzentren. Das ist ein Indiz dafür, dass das Regelschulsys
tem nicht so aufgestellt ist, dass Kinder mit Förderbedarf grundsätzlich  
ohne Schulbegleitung lernen können. 
 
Auch aus Sicht der Arbeitsgemeinschaft der Kommunalen Landesver
bände lässt die hohe Unterstützungsquote von Kindern mit Behinderun
gen durch Schulbegleitungen im Regelschulsystem darauf schließen, dass 
die durch die Schulen vorgehaltenen inklusiven Strukturen nicht ausrei
chend sind. 
 
Aufgrund der aufwachsenden Bedarfe hat ein Kreis ab dem Schuljahr 
2024/2025 für seine 3 Förderzentren ein Poolmodell eingerichtet. Das ist 
effektiv und effizient, denn in den Förderzentren haben im Verhältnis zur 
niedrigen Gesamtschülerzahl besonders viele Schüler eine Schulbeglei
tung.  
 

23.7 Was ist zu tun? 
 
Der LRH hält eine Weiterentwicklung der Teilhabe an Bildung für dringend 
geboten. Ziel sollte es sein, dass ein Großteil der Teilhabebedarfe bereits 
über das System Schule versorgt wird und die Einzelfallhilfen nur noch 
punktuell zum Einsatz kommen. Im Bereich des SGB VIII wird dies vor al
lem durch personelle Verstärkung gelingen. Im Bereich des SGB IX ist da
neben auch die bauliche Barrierefreiheit in den Blick zu nehmen, denn es 
gibt nach wie vor Schüler, die auf eine Schulbegleitung angewiesen sind, 
um bauliche Barrieren zu überwinden. 
 
Der Zugang zu Leistungen für Teilhabe an Bildung ist weiterhin stark ab
hängig von der Bewilligungspraxis des jeweiligen Jugendamtes oder des 
Amtes für Eingliederungshilfe. Mithin hängt es von der Art der Behinde
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rung und vom Wohnort ab, ob und wie der Schüler Unterstützung erhält. 
Das ist nicht hinnehmbar. 
 
Das Bildungs- und das Sozialministerium weisen darauf hin, dass die 
unterschiedliche Bewilligungspraxis ausschließlich auf individuelle behin
derungsspezifische Bedarfe zurückzuführen ist. 
 
Die Arbeitsgemeinschaft der Kommunalen Landesverbände bestätigt 
die divergierende Bewilligungspraxis und weist darauf hin, dass die Auf-
gaben zur pflichtigen Selbstverwaltung übertragen wurden und die An
spruchsvoraussetzungen offen und relativ unbestimmt normiert sind. 
 
Der LRH bleibt bei seiner Feststellung, dass die Bewilligungen in der Pra
xis unterschiedlich gehandhabt werden und dies nicht nur auf individuelle 
behinderungsspezifische Bedarfe zurückzuführen ist. 
 
Es fehlt an einer flächendeckenden rechtskreisübergreifenden Zusam
menarbeit zwischen den beiden Eingliederungshilfesystemen und dem 
Schulsystem. Eine Lösung zur Verbesserung der Zusammenarbeit und der 
besseren Verteilung der Ressourcen beider Systeme liegt in den Pool-
modellen. Hier ist das Land gefordert, sich aktiv an der Entwicklung und 
Implementierung zu beteiligen. Da die Spannbreite derzeit von Kommunen 
reicht, die noch ohne Poolmodell arbeiten, bis hin zu Kommunen, die 
Schulbegleitung überwiegend über ein Poolmodell sicherstellen, sollte der 
Fokus zunächst auf der quantitativen Ausweitung der Poolmodelle liegen. 
Nachdem dieses abgeschlossen ist, sollte der Fokus auf die Qualifizierung 
des Personals gelegt werden. Dabei sind die Poolmodelle als Zwischen
schritt zu einem noch inklusiveren Schulsystem zu verstehen. 
 
Da Schulbegleitung eine Selbstverwaltungsaufgabe der Kreise und kreis
freien Städte ist, können das Sozial- und das Bildungsministerium die 
Kreise und kreisfreien Städte zu einem solchen Ausbau von Poolmodellen 
nicht verpflichten. Das Land kann die Entwicklung im Moment nur durch  
finanzielle Anreize fördern. 
 
Aus Sicht des LRH hat sich die Zahlung der Moratoriums-Mittel überholt. 
Der damalige Stand der Rechtsprechung hat sich signifikant verändert. 
Das Bundessozialgericht stellte 2019 fest, dass sich der pädagogische 
Kernbereich eng auf die Unterrichtsgestaltung beschränke. Schulbe-
gleitungen würden keine Aufgaben im pädagogischen Kernbereich über
nehmen, sondern die Bewilligungen der Schulbegleitung durch die Kom
munen erfolge ausschließlich auf Grundlage des SGB VIII und IX.1 

 
1  Bundessozialgericht (BSG), Urteil vom 18.07.2019, B 8 SO 2/18 R. 
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Gleichwohl sollten die Moratoriums-Mittel nicht einfach gestrichen, son
dern dafür eingesetzt werden, die Teilhabe an Bildung und die inklusivere 
Ausgestaltung des Schulsystems durch die Einführung von Poolmodellen 
zu fördern. 
 
Die Arbeitsgemeinschaft der Kommunalen Landesverbände weist da
rauf hin, dass die Vereinbarung über die Moratoriums-Mittel auch der  
Erkenntnis geschuldet war, dass inklusiv beschulte Schüler mit Behinde
rungen nicht dieselbe Basisunterstützung durch das Schulsystem erhielten 
wie exklusiv an Förderzentren beschulte Schüler. Vor diesem Hintergrund 
hätten die Moratoriums-Mittel ihre Berechtigung nicht verloren. 
 
Der LRH bleibt bei seiner Auffassung, die Moratoriums-Mittel zur Stärkung 
der Poolmodelle zu verwenden. 
 
Auch sollte die im Zuge des Moratoriums installierte Schulische Assistenz 
überdacht werden. In Bezug auf die bessere Teilhabe für Schüler mit  
Behinderung hat sich mit der Einführung der Schulischen Assistenz kaum 
etwas verändert. Daher sollte auch diese Ressource Eingang in die Pool
modelle finden, wie es bereits in Lübeck der Fall ist. 
 
Es erscheint notwendig, die Poolmodelle zunächst weiter im Kompetenz
bereich der Kreise und kreisfreien Städte auszubauen, denn das Schul-
system hat aktuell eine Vielzahl von Herausforderungen zu bewältigen. 
Perspektivisch sollten die dann installierten Modelle aber in die Verantwor
tung des Systems Schule übergehen. 
 
Für eine gute Zusammenarbeit in der Schule ist es wichtig, dass die Zu
ständigkeit für alle dort tätigen Berufsgruppen in einer Hand liegt. Um eine 
nachhaltige und erfolgreiche Veränderung herbeizuführen, sollten Pool
modelle und deren Finanzierung gesetzlich verankert werden. 
 
Das Bildungs- und das Sozialministerium sowie die Arbeitsgemein
schaft der Kommunalen Landesverbände verweisen auf ein gemeinsa
mes Konzept:1 
 
Zum einen sei eine Änderung des Ausführungsgesetzes zum SGB IX ge
plant, welche die Refinanzierung von Leistungen regeln soll, die dem 
Rechtsbereich des SGB IX zuzuordnen sind und in der Verantwortung des 
Landes liegen. Damit solle der Aufbau bzw. die Weiterentwicklung be

 
1  Bericht der Landesregierung an den Bildungs- und Sozialausschuss des Schleswig-

Holsteinischen Landtages „Aufbau/Weiterentwicklung multiprofessionelle Zusammenar
beit am Standort Schule in Kooperation von Jugendhilfe, Eingliederungshilfe und Bildung“ 
vom 31.03.2026; Umdruck 20/6362. 
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darfsgerechter systemischer Poolmodelle in Verantwortung der örtlichen 
Träger gestärkt werden. 
 
Der LRH regt an, im Rahmen des Gesetzgebungsverfahren des Landes 
die Refinanzierung von Poolmodellen von den Leistungen zur Eingliede
rungshilfe transparent abzugrenzen. 
 
Zum anderen seien vom Bildungs- und vom Sozialministerium Modell
vorhaben in ausgewählten Sozialräumen von 3 Kommunen1 geplant. Dort 
sollen neue Steuerungs- und Finanzierungsstrukturen weitestgehend „aus 
einer Hand“ erprobt werden. Als Starttermin ist der Beginn des Schuljahres 
2026/2027 vorgesehen. Perspektivisch soll eine grundlegende Systemver
änderung der Assistenzsysteme erreicht werden. 
 
Der LRH weist darauf hin, dass Ergebnisse zu den Modellvorhaben frü
hestens Ende 2029 / Anfang 2030 vorliegen sollen.2 Bis dahin wird wert
volle Zeit verstreichen. Der LRH wird die Entwicklung beobachten. 
 

  

 
1  Vgl. Umdruck 20/6362, S. 8. 
2  Vgl. Umdruck 20/6362, S. 11. 
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